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Eröffnung von Cannabis-Vertriebsstellen im Bezirk Neukölln 

 

Fragestellung des Bezirksverordneten: 

 

1. Aus welchen Gründen favorisiert das Bezirksamt das Unternehmen S.-Group bei der Eröff-

nung von Cannabis-Vertriebsstellen im Bezirk Neukölln im Rahmen des Projekts Modellre-

gion Cannabis-Legalisierung? 

2. Welche weiteren Unternehmen haben sich für die Eröffnung von Cannabis-Vertriebsstellen 

im Bezirk Neukölln beworben bzw. wurden vom Bezirksamt weitere Firmen proaktiv kontak-

tiert? 

3. Wie hoch sind die vereinbarten bzw. voraussichtlichen finanziellen Zuwendungen der S.-

Group aus den Einnahmen des Cannabis-Verkaufs an das Bezirksamt Neukölln oder an 

sonstige öffentliche Stellen? 

4. Welche Gespräche in welchem Umfang und an welcher Örtlichkeit fanden vor dem Verga-

beverfahren zwischen dem zuständigen Bezirksstadtrat bzw. Bezirksamtsvertretern und der 

S.-Group statt? 

5. Inwiefern sind die Firmengründer der S.-Group, Herr F.H. und Herr F.F., dem Bezirksstadtrat 

persönlich bekannt? 

6. Wie bewertet das Bezirksamt die Tatsache, dass die Begleitstudie von der zu untersuchen-

den Firma selbst finanziert werden soll? 

7. Auf welche Höhe beläuft sich nach Kenntnis des Bezirksamtes die Fördersumme, die seitens 

der S.-Group zur Erforschung des Projektes Modellregion Cannabis-Legalisierung bereit-

gestellt wird? 

8. Wie wird das Bezirksamt sicherstellen, dass die Regeln für die Cannabis-Vertriebsstellen 

im Bezirk Neukölln eingehalten werden? 



Antwort des Bezirksamtes: 

 

Sehr geehrter Herr Vorsteher, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrter Herr Potthast, 

 

das Bezirksamt beantwortet Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

 

Die Überlegungen zur Unterstützung eines Forschungsprojektes zur kontrollierten Abgabe von 

Cannabisprodukten zu Genußzwecken wurde in zwei Ausschusssitzungen ausführlich, auch 

unter Beteiligung der beteiligten Forschungseinrichtung und des beteiligten Unternehmens be-

sprochen. Die in der Kleinen Anfrage formulierten Fragen wurden bereits im Ausschuss durch 

den Fragesteller gestellt und umfänglich beantwortet. Vor dem Hintergrund der anhaltend 

hohen Belastung der bezirklichen Verwaltung verweise ich vorrangig auf die entsprechenden 

Ausschussprotokolle. 

 

Zu 1.: 

Es gibt keine Favorisierung eines Unternehmens durch das Bezirksamt. Welches Unternehmen 

zusammen mit welcher Forschungseinrichtung einen Antrag auf Zulassung der Abgabe von 

Cannabisprodukten zu Genußzwecken im Rahmen eines Forschungsprojektes bei der Bun-

desregierung und ihrer nachgeordneten Behörden stellt, steht nicht im Einfluss des Bezirksam-

tes. 

 

Zu 2.: 

Keine. 

 

Zu 3.: 

Es gibt dazu bisher keine Vereinbarungen. 

 

Zu 4.: 

Das beteiligte Unternehmen und die Forschungseinrichtung haben an drei Terminen ihre Vor-

haben vorgestellt und um Hinweise des Bezirksamtes gebeten, wie das Ziel des Forschungs-

projektes erreicht und ein Nutzen für den Bezirk in der Kenntnislage über den Konsum von 

Cannabis im Bezirk erzielt werden kann. 

 

Zu 5.: 

Beschäftigte des beteiligten Unternehmens und der beteiligten Forschungseinrichtung sind 

den an den Terminen beteiligten Beschäftigten des Bezirksamtes im Rahmen der unter 4. ge-

nannten Termine bekannt geworden. 

 

Zu 6.: 

Über die Förderfähigkeit des Projektes entscheidet die Bundesregierung bzw. die von ihr da-

für benannten nachgeordneten Stellen auf Grundlage eines zu prüfenden Ethikantrages. 

 



Zu 7.: 

Dazu liegen dem Bezirksamt keine Erkenntnisse vor. 

 

Zu 8.: 

Das Bezirksamt befindet sich im fortgesetzten Austausch mit den Projektbeteiligten und wird 

diesen Austausch auch nach Projektstart beibehalten. 

 

 

Hannes Rehfeldt 

Bezirksstadtrat 


